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Grundsätze für eine repräsentative Ordnung

Die bessere Demokratie.

Eine Veröffentlichung der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.
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Demokratien bieten als Hort der Freiheit, des Rechts und der Wohlfahrt die besten 
Voraussetzungen für ein gutes Zusammenleben ihrer Bürger.

Freie Wahlen ermöglichen allen Bürgern die Beteiligung am Staat. Jedem steht es in 
einer Demokratie offen, Verantwortung zu übernehmen und sich um Ämter zu bewerben. 
Demokratie bringt die Freiheit des Einzelnen mit dem Streben der Gesellschaft in 
Einklang. Das erzeugt Sinn für Gemeinwohl.

Die Regierung ist an den Willen des Volkes gebunden. So schafft die Demokratie ihre 
eigene Akzeptanz und Stabilität. Das ist ihr Erfolgsgeheimnis.

Demokratien sind sehr voraussetzungsreich und können auf unterschiedliche Weise 
organisiert werden. In dieser Broschüre haben wir die Grundsätze der repräsentativen 
parlamentarischen Demokratie formuliert, die für uns die bessere Demokratie ausmachen.

Damit wollen wir für eine repräsentative parlamentarische Demokratie werben.

Demokratie schafft 
Akzeptanz und Stabilität.
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Die Würde des Menschen 
ist unantastbar.
Die Achtung der Würde jedes einzelnen Menschen steht im Zentrum der Politik. 
Der Mensch ist kein Objekt des Staates. Der Staat ist für die Menschen da.

Der Staat ist bei seiner gesamten Tätigkeit an die Grundrechte gebunden. 
Die Grundrechte schützen uns und garantieren unsere Freiheit.

Wichtige Grundrechte sind: Unverletzlichkeit der Person, Gleichheit vor dem Gesetz, 
Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit, Religionsfreiheit, Unverletzlichkeit der 
Wohnung, Recht auf Eigentum, Gleichberechtigung von Mann und Frau, Freizügigkeit.

Werden Grundrechte verletzt, kann jeder den Schutz vor Gericht einfordern. 
Eine Demokratie ohne Grundrechte kann es nicht geben.
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Moderne Gesellschaften sind vielfältig. Unterschiedliche Meinungen und Lebensweisen 
prägen unser Zusammenleben. Die Demokratie schafft einen Rahmen, damit Bürger 
ihre eigenen Interessen zum Ausdruck bringen können.

Parteien, Verbände und Bürgerinitiativen bündeln Interessen. Sie ringen um 
den politischen Kurs. Feste Spielregeln sorgen für Entscheidungen im Sinne des 
Gemeinwohls.

Politische Entscheidungen gewinnen dadurch Akzeptanz. Durch die Vielfalt und die
Orientierung am Gemeinwohl bleibt die Demokratie stabil.

Vielfalt schafft 
Gemeinwohl.
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Politische, wirtschaftliche und soziale Weichenstellungen betreffen uns alle. 
Wir brauchen deswegen gute Entscheidungen.

Für gute Politik ist der intensive Austausch unterschiedlicher Argumente unerlässlich. 
Aber nicht jeder will und kann sich selbst andauernd damit beschäftigen. In einer 
Demokratie übertragen die Bürger die Entscheidungsfindung an gewählte Personen. 
Diese berücksichtigen die Argumente und treffen ausgewogene Entscheidungen.

Deshalb sind die von gewählten Vertretern getroffenen Entscheidungen die qualitativ 
besseren Entscheidungen. Sie fördern das Vertrauen und den Weitblick der Politik.

Gute Entscheidungen 
wirken integrierend.





15

Demokratie lebt von der Beteiligung der Bürger. Parteien bieten dafür die Möglichkeit. 
Sie bündeln Interessen und repräsentieren Menschen mit ähnlichen Anschauungen.

Parteien sind auf Dauer angelegt. Ihre Mitglieder entwerfen Leitbilder und 
Lösungsvorschläge für viele Lebenslagen und Problemstellungen.

In einer Demokratie ist die Bildung von Parteien, die demokratische Grundregeln achten, 
jederzeit möglich. Jeder kann sich in einer Partei engagieren.

Ohne Parteien wären Meinungsbildung und Entscheidungsfindungen nicht möglich. 
Alle würden durcheinanderreden. Parteien machen Politik „nutzerfreundlich“.

In einer Demokratie repräsentiert jede Partei nur einen Teil der Gesellschaft. Der freie 
Wettbewerb zwischen den Parteien macht die Parteiendemokratie zutiefst demokratisch. 
Unter der Voraussetzung, dass Parteien intern demokratisch organisiert sind, ist dies 
die bessere, weil stabilere Demokratie.

Parteien machen Politik 
verständlich.
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Im Parlament werden die Meinungen, Sorgen und Interessen der Bürger öffentlich 
verhandelt. Gewählte Abgeordnete bringen sie zum Ausdruck, finden Kompromisse, 
verabschieden und ändern Gesetze. 

Die Zusammensetzung des Parlaments spiegelt die Vielfalt der Gesellschaft wider.

In parlamentarischen Systemen ist die Regierung von der Parlamentsmehrheit abhängig. 
Die Abgeordneten, vor allem die Opposition, üben die Kontrolle über die Regierung aus.
Vermittelt durch das Parlament, orientiert sich die Regierung an den vielfältigen 
Interessen der Gesellschaft.

Die Abgeordneten sind in ihren Entscheidungen frei. So können sie auf Unvorher-
sehbares reagieren und sich im Dialog mit anderen Parlamentariern weiterentwickeln. 
Damit wird sichergestellt, dass das Parlament handlungsfähig bleibt. Dafür müssen sich 
die Abgeordneten in Wahlen verantworten.

Das Parlament steht 
im Zentrum der Demokratie.
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Politischer Streit gehört zur Demokratie und ist gewollt. Niemand ist im Besitz absoluter 
Wahrheiten. Bei der Suche nach den besten Lösungen und Ideen für das Gemeinwesen 
bleibt nur der demokratische Meinungsstreit.

Jeder darf seine Meinung sagen und der Regierung zustimmen oder widersprechen. 
Es ist die Aufgabe der Opposition im Parlament, den Widerspruch zu bündeln und ihm 
eine Stimme zu verleihen.

Die Opposition kontrolliert die Regierung. Ihre Rechte sind besonders geschützt. 
Die parlamentarischen Spielregeln stellen sicher, dass die Oppositionsmeinung angehört 
wird und in der Öffentlichkeit Beachtung findet.

Opposition 
ist notwendig.
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Durch freie Wahlen bestimmen Bürger darüber, welche Partei ihre Interessen für einen 
begrenzten Zeitraum im Parlament oder in der Regierung vertritt.

Verhältniswahlverfahren garantieren Beteiligung, Interessenausgleich und friedliche 
Konfliktaustragung. Auch weniger starke Parteien und Interessen werden bei der 
Verteilung von Mandaten berücksichtigt.

Sperrklauseln verhindern, dass zu viele Parteien in Parlamente einziehen können. 
Das sichert Regierungsfähigkeit und stabilisiert den Staat.

Wahlen garantieren 
Mitwirkung.
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Jeder soll in Frieden leben können. Der Staat sorgt für Ordnung und Sicherheit.

In einer Demokratie überlassen die Bürger dafür dem Staat Macht. Damit es nicht 
zu Machtmissbrauch und Willkür kommt, wird Macht auf verschiedene Institutionen 
aufgeteilt. Diese Institutionen kontrollieren sich gegenseitig.

Die getrennten Institutionen müssen jedoch auch zusammenwirken können. Sonst 
zerbricht das Gemeinwesen. Bei der parlamentarischen Regierungsweise ist die 
Regierung von der Unterstützung der Parlamentsmehrheit abhängig. Die Kontrolle 
erfolgt dennoch durch die Abgeordneten, vornehmlich durch die der Opposition.

Ohne Gewaltenteilung wäre Demokratie Tyrannei. 

Wechselseitige Kontrolle 
verhindert Machtmissbrauch.
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Für das Zusammenleben vieler Menschen bedarf es gemeinsamer Regeln.

Einen Rechtsstaat zeichnet aus, dass gesetzliche Regelungen nicht nur zwischen 
Bürgern bestehen, sondern auch im Verhältnis zwischen dem Staat und den Bürgern 
sowie für den Staat selbst.

Alles staatliche Handeln ist an Gesetze gebunden und für den Bürger nachvollziehbar. 
Dies gibt den Bürgern Sicherheit.

Im Rechtsstaat werden die Bürger durch unabhängige Gerichte vor willkürlichen Ein-
griffen des Staates geschützt. Ihre Menschenrechte werden geachtet. Alle Bürger sind 
vor dem Gesetz gleich.

Ein funktionierender Rechtsstaat ist damit die Basis für jede Demokratie.

Ohne Rechtsstaat 
gibt es keine Demokratie.
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Medien vermitteln uns die Welt, in der viel passiert. Jeder soll sich ungehindert 
darüber informieren und seine Meinung frei äußern können. Dafür brauchen wir freie, 
starke und vielfältige Medien.

Medien informieren die Öffentlichkeit, klären Hintergründe auf und wirken an der 
Meinungsbildung mit. Sie kontrollieren Politiker, aber auch Institutionen des Staates, 
Kirchen und Verbände.

In einer Demokratie sind freie Medien ein wichtiges Bindeglied zwischen Politik und 
Bevölkerung. Politische Ziele und Programme werden erst über und durch die Medien 
öffentlich zugänglich gemacht. Politische Parteien benötigen diese Öffentlichkeit, 
um demokratisch Mehrheiten in der Bevölkerung bilden zu können.

Demokratie braucht 
eine informierte Öffentlichkeit.
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Die Wirtschaftsordnung der besseren Demokratie ist die Soziale Marktwirtschaft. 
Sie garantiert Wettbewerb nach fairen Regeln und schützt schwächere Bürger.

Dem Staat ist das gesellschaftliche Zusammenleben wichtig. Der Sozialstaat garantiert 
eine menschenwürdige Existenz. Beispiele für soziale Leistungen sind Versicherungen 
zum Schutz von Arbeitnehmern bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit sowie die 
Absicherung im Alter.

Politik im Sozialstaat ist darauf ausgerichtet, Chancengleichheit herzustellen.

Die bessere Demokratie 
ist sozial.
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Die Institutionen der Demokratie brauchen die Unterstützung der Bürger. 
Bürger bringen sich ein. Das Leben des Einzelnen ist nur dann gut, wenn es ein 
funktionierendes Gemeinwesen gibt.

Demokratie braucht Kompromisse statt Krawall. Demokraten hören einander zu 
und halten andere Meinungen aus. Für eine bessere Demokratie braucht es seriöse 
Argumente und einen moderaten Ton.

Die freiheitliche Demokratie ist modern und weltoffen. Vaterlandsliebe und Republik 
gehören zusammen. Die demokratische Verfassung trägt zur politischen Identität bei. 
Jeder kann zur Gemeinschaft dazugehören, wenn er ihre Regeln anerkennt und ihre 
Werte lebt. 

Gemeinsam gestalten Bürger eine Gesellschaft, auf die sie stolz sein können.

Die Bürger 
haben es in der Hand.
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